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Internet: http://www.iab.de Flexible Koordination: Instrumentarium erfolgreicher 
Beschäftigungspolitik aus internationaler Perspektive 
Günther Schmid, Berlin* 
Offene Gesellschaften müssen zunehmend Flexibilitäten verarbeiten, die sowohl in ihren verschiedenen Zielsetzungen (von 
Angebot und Nachfrage) als auch in ihren organisatorischen Voraussetzungen (Qualifikation und Technologie) sehr schwer 
zu vereinbaren sind. An die beschäftigungspolitischen Institutionen, also an die Spielregeln und etablierten Organisationen 
des Arbeitsmarkts, werden daher äußerst hohe Anforderungen an sozialer Koordination gestellt. Das Konzept „Flexible 
Koordination“ vereint Prinzipien der sozial differenzierenden Selbstorganisation mit universellen Prinzipien sozial verbind-
licher Normen wie ethische Grundsätze, faire Spielregeln und ausgleichende Gerechtigkeit, die rechtlich verankert sind. Im 
Gegensatz zur Deregulierung oder zentralen staatlichen Steuerung ist flexible Koordination daher durch eine Strategie der 
Etablierung und Pflege von Institutionen gekennzeichnet, die individuelle Kompetenzen und Verantwortlichkeit fördern, 
Anreize zur langfristigen Kooperation setzen und umfangreiche kollektive Ressourcen (Infrastruktur) bereithalten. In den 
Feldern Lohnpolitik, Regulierung, Umverteilung, aktive Arbeitsmarktpolitik und Infrastrukturpolitik werden aus interna-
tionaler Perspektive erfolgreiche Beispiele flexibler Koordination aufgezeigt. 
Gliederung 
1 Beschäftigungspolitische Institutionen 
2 Lohnpolitik 
3 Regulative Beschäftigungspolitik 
4 Umverteilende Beschäftigungspolitik 
5 Aktive Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
6 Der Staat als innovativer Unternehmer 
7 Die Koordination sozialer und ökonomischer Effizienz 
Literatur 
Wenn wir aus internationaler Perspektive die Entwicklung 
der beiden wichtigsten Indikatoren für eine erfolgreiche 
Beschäftigungspolitik betrachten, nämlich Arbeitslosigkeit 
und Inflation, dann fällt zunächst auf, daß die meisten 
westlichen Industrieländer auf die erste große Nachkriegs-
rezession (1974/5) vor allem mit Preissteigerungen, auf die 
zweite dagegen (1980/1) vor allem mit Arbeitslosigkeit 
reagiert haben. Nur einem Land, nämlich der Schweiz, ist 
es gelungen, die Gespenster der Arbeitslosigkeit und Infla-
tion in beiden Perioden zu bannen; Österreich, die Bundes-
republik und Japan kommen diesem Erfolg am nächsten. 
Einige Länder – vor allem Schweden und Norwegen -
mußten die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit mit Inflation 
bezahlen, während andere – vor allem die Niederlande, im 
schwächeren Maße auch die Bundesrepublik – umgekehrt 
den Anstieg der Arbeitslosigkeit in Kauf nahmen, um den 
Wert des Geldes stabil zu halten. Schließlich finden wir 
auch Länder, z. B. Großbritannien und Italien, die weder 
Arbeitslosigkeit noch Inflation verhindern konnten (vgl. 
Schaubild l und Tabelle 1). 
 
* Dr. Günther Schmid ist Direktor der Abteilung Arbeitsmarktpolitik und 
Beschäftigung am Wissenschaftszentrum und Professor für ökonomische 
Theorie der Politik an der Freien Universität Berlin. Der Beitrag liegt in 
der alleinigen Verantwortung des Autors. Die Gestaltung der Grafiken 
und Tabellen sowie die Durchführung der Berechnungen besorgte Dipl.-
Pol. Detlef Siebert. 
Welches sind die Gründe für diese Unterschiede? Können 
wir aus Erfolgen oder Mißerfolgen anderer Länder lernen? 
Lassen sich insbesondere Lehren für die Beschäftigungs-
krise in den neuen Ländern der Bundesrepublik ziehen? 
Darauf gibt es keine eindeutige Antwort. Aber eine Lehre 
scheint klar: Erfolgreiche Länder zeichnen sich nicht durch 
den aktivistischen Einsatz bestimmter Instrumente aus. 
Weder rigorose Deregulierung oder starke Mäßigung der 
Löhne, noch staatliche Lohnsubventionen oder riesige 
Arbeitsbeschaffungsprogramme sind die Markenzeichen 
der beschäftigungspolitischen Gewinner. 
Das Geheimnis erfolgreicher Beschäftigungspolitik scheint 
vielmehr das gelungene Zusammenspiel derjenigen Institu-
tionen zu sein, die für Schaffung und Erhaltung von 
Arbeitsplätzen eine Schlüsselrolle spielen – nämlich der 
Unternehmen, Tarifpartner und des Staates in seiner Rolle 
als Regulierer, Umverteiler, Arbeitgeber oder Unterneh-
mer. Dem Erfolg dieses Zusammenspiels scheint die 
Gleichzeitigkeit von Flexibilität und Stabilität zugrundezu-
liegen. Hohe Flexibilität von Systemen, d. h. rasche 
Anpassungsfähigkeit an sich wandelnde externe Umwel-
ten, korrespondiert mit stabilen internen Umwelten in 
Form koordinierter gesellschaftlicher Institutionen. Eine 
solche Koordination folgt jedoch nicht Prinzipien der Ver-
einheitlichung, sondern Prinzipien der Differenzierung, die 
allgemein (oder zumindest von der überwältigenden Mehr-
heit) akzeptiert, ja gewünscht werden. In anderen Worten: 
Beschäftigungspolitisch anpassungsfähige Gesellschaften 
scheinen über einen stabilen Satz gesellschaftlich legiti-
mierter und eingeübter Spielregeln zu verfügen, die Varia-
tionsvielfalt mit ökonomischen und sozialen Anreizen zur 
langfristigen Kooperation verbinden. 
Es versteht sich von selbst, daß offene Gesellschaften in 
der Ausgestaltung dieser komplexen Bedingung mehr oder 
weniger erfinderisch sind. Im folgenden gilt es, aus der 
Vielfalt zeitgenössischer „Experimente“ – also aus dem 
internationalen Vergleich einige Gemeinsamkeiten 
erfolgreicher Beschäftigungspolitik herauszuarbeiten, die 
mit der Strategie „flexibler Koordination“ umschrieben 
werden können. 
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Ich werde zunächst die wichtigsten beschäftigungspoliti-
schen Institutionen in ihren Wechselwirkungen darstellen. 
Danach wird die Kernthese der flexiblen Koordination in 
fünf beschäftigungspolitischen Feldern Lohnpolitik, 
Regulierung, Umverteilung, öffentliche Dienstleistungen 
und innovative Infrastruktur – konkretisiert und durch 
empirisches Material aus den entwickelten westlichen 
Industrieländern veranschaulicht. 
l Beschäftigungspolitische Institutionen 
Makroökonomen gliedern die Beschäftigungspolitik in 
angebots- und nachfrageorientierte Maßnahmen; je nach 
Beschaffenheit oder Ursache der Arbeitslosigkeit sollen 
Lohn-, Geld- und Fiskalpolitik Angebot oder Nachfrage 
stimulieren oder begrenzen. Der Streit zwischen Angebot-
und Nachfragetheoretikern, also zwischen Neoliberalen 
 
1 Selznick (1969) spricht in diesem Zusammenhang von „opportunity struc-
ture“; im übertragenen Sinn läßt sich offenbar auch für die Politik der 
Spruch anwenden: „Gelegenheit macht Diebe.“ 
und Neokeynesianern, ist heute fast eingeschlafen und 
bietet kaum Anhaltspunkte für neue Ideen. 
MikroÖkonomen gehen davon aus, daß Individuen immer 
rational handeln und ihren Nutzen maximieren. Sie fragen, 
wie Beschäftigungspolitik die individuellen Anreize zur 
Kooperation auf dem Arbeitsmarkt beeinträchtigt oder 
stimuliert. Hier streiten sich vor allem die Verfechter von 
Regulierung und Deregulierung sowie die Vertrags- und 
Effizienzlohntheoretiker. Aber auch hier sind, bei aller 
verbleibenden Kontroverse, die scharfen Kanten abge-
schliffen und man grüßt sich wieder. 
Beide theoretischen Zugänge, Mikrotheorie und Makro-
theorie, sind zwar nützlich, vor allem wenn ihre wechselsei-
tigen Verbindungen aufgezeigt werden. Ihre Schwächen 
liegen jedoch in der übertriebenen Betonung ökonomi-
scher Rationalität und in der Unbekümmertheit gegenüber 
den institutionellen Bedingungen einer effektiven Imple-
mentation beschäftigungspolitischer Maßnahmen. Damit 
meine ich historisch gewachsene Werte-, Verhaltens- und 
Entscheidungsstrukturen, die die Wahrnehmung bestimm-
ter Optionen zu Gewohnheiten werden lassen
1, während 
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2  So sind beispielsweise  neuliberale  Vertragstheoretiker von  der Idee 
begeistert, daß frisch eingestellte Beschäftigte dem Arbeitgeber ein hohes 
Geldpfand hinterlegen sollten, das einkassiert wird, wenn sie am Arbeits-
platz betrügen oder bummeln. Damit soll das asymmetrische Struktur- 
problern des Arbeitsvertrages gelöst werden: Daß nämlich der Arbeitge-
ber einen fest vereinbarten Lohn zu zahlen hat, des Arbeitnehmers 
Pflichten bzw. Gegenleistungen aber oft vage, unbestimmt, schwer meß-
bar und kontrollierbar sind. Ich halte diese Idee für ziemlich abstrus, da 
sie schon mit Vertragsbeginn ein Mißtrauensverhältnis etabliert.  Die 
Lösung muß an der Wurzel ansetzen und die Asymmetrie beispielsweise 
durch Mitbestimmung und Ertragsbeteiligung beseitigen. 
3  Hierzu zählt im weitesten Sinne auch die Geldpolitik, die indirekt das 
Ergebnis von Arbeitsverträgen – nämlich die ausgehandelten Nominal-
löhne – (beispielsweise durch Beeinflussung der Preissteigerung oder 
Währungsparitäten) beeinflußt, das Ergebnis sind dann die Reallöhne. 
sie andere ausschließen, auch wenn sie aus rein ökonomi-
scher Sicht sinnvoll erscheinen mögen
2. 
Es wird deshalb eine steuerungstheoretische Systematik 
vorgeschlagen, die beschäftigungspolitische Institutionen 
nach ihren hauptsächlichen Funktionen unterscheidet. Es 
sind dies: 
(1)  Individual- und Kollektivverträge, in denen Löhne und 
Arbeitszeiten, aber auch qualitative Arbeitsbedingun-
gen ausgehandelt werden; 
(2)  die  regulative  Beschäftigungspolitik,  die  Standards, 
Normen und Verfahren festlegt, in deren Rahmen 
Arbeitsverträge auszuhandeln bzw. festzulegen sind;
3 
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Transfers ein sozial definiertes Mindesteinkommen ga-
rantiert und Markteinkommen nach sozial definierten 
Prinzipien der Verteilungs- und Belastungsgerechtig-
keit korrigiert; 
(4)  der Staat als hoheitlicher Arbeitgeber, der selbst zeit-
weise oder dauerhaft Beschäftigung schaffen und ko-
stenlos oder gegen Gebühren Dienstleistungen anbie-
ten kann; 
(5)  schließlich   der   Staat   als   „Unternehmer“,   der   im 
Schumpeterischen Sinne durch Investitionen in Zu-
kunftsprojekte, in Forschung und Technologie, insbe-
sondere jedoch in Humankapital innovative Kompe-
tenz und Infrastruktur privater Beschäftigung verbes-
sern kann. 
Vier Eigenschaften des Modells sind hervorzuheben: 
Erstens sind die Einflußlinien zwischen politischem System 
und Beschäftigungssystem in einer offenen Gesellschaft 
immer zweibahnig. So sind (bzw. sollten) beispielsweise 
Betriebe, Tarifpartner und Staat in der Entwicklung und 
verbindlichen Festlegung beruflicher Qualitätsstandards 
gleichermaßen beteiligt (sein). 
Zweitens unterstützen sich diese historisch herausgebilde-
ten Formen der Beschäftigungspolitik wechselseitig, kön-
nen sich aber auch im Wege stehen. Ein Beispiel für 
unterstützende Wechselwirkung ist die staatliche Enthalt-
samkeit in der Lohnpolitik einerseits und die rechtliche 
Anerkennung kollektivvertraglicher Regelungen anderer-
seits. Ein Beispiel für Unstimmigkeit wäre das gesetzliche 
Verbot von Kündigungen etwa von Schwerbehinderten 
und die Weigerung des Staates, sich an den zusätzlichen 
Kosten zur Einrichtung behindertengerechter Arbeits-
plätze zu beteiligen. 
Drittens verhalten sich die unterschiedlichen Formen der 
Beschäftigspolitik gleichsam wie kommunizierende Röh-
ren: wenn eine Politikform unterentwickelt ist, verstärken 
andere ihre Aktivität. So hält sich der Staat z. B. in den 
USA als Regulierer stark zurück; dafür finden wir im 
gewerkschaftlich organisierten Bereich viel umfassendere 
(und die Flexibilität einschränkende) Regulierungen der 
betrieblichen Arbeitsorganisation als beispielsweise in der 
Bundesrepublik. Selbst in gewerkschaftsfreien US-Betrie-
ben sind zahlreiche Kodifizierungen des Beschäftigungs-
schutzes üblich; solche Vereinbarungen sind für die Eta-
blierung wechselseitigen Vertrauens zwischen Manage-
ment und Belegschaft erforderlich, und erst solche Ver-
trauensverhältnisse schaffen das Klima, das für langfristige 
betriebliche Investitionen beiderseits Voraussetzung ist 
(Büchtemann 1991, S. 46). 
Der Staat als Arbeitgeber, um ein weiteres Beispiel zu 
nennen, spielt in Japan und in der Schweiz kaum eine 
Rolle, dafür um so mehr als Unternehmer. Ein kleiner 
Staat muß also kein schwacher sein; umgekehrt muß ein 
großer Staat kein starker sein. Als funktionale Alternati-
ven sind offensichtlich auch öffentliche Dienstleistungen 
und Transfers zu betrachten: Je weniger der Staat selbst als 
Arbeitgeber für humane Dienstleistungen auftritt, desto 
größer die Wahrscheinlichkeit, daß er sich in der Umvertei-
lung zugunsten sozialer Ziele betätigt. In Schweden z. B. 
wurde der Wohlfahrtsstaat vor allem über öffentliche 
Beschäftigung in sozialen Dienstleistungen ausgebaut, 
während der Umfang der Transferzahlungen relativ gering 
blieb. In Holland dagegen stiegen vor allem die Transfer- 
zahlungen, während Realleistungen durch öffentliche 
Dienste weniger expandierten (Rein, Freeman 1988). 
Viertens schließlich kann beschäftigungspolitischer Erfolg 
je nach kultureller Tradition verschieden bewertet werden; 
entsprechend unterschiedlich wird in den Gesellschaften 
auch die Wahl beschäftigungspolitischer Strategien ausfal-
len. Wir können uns demnach nicht auf die Suche nach 
einem einzig richtigen Instrumentarium erfolgreicher 
Beschäftigungspolitik machen; wir müssen von kontingen-
ten Erfolgskriterien ausgehen. 
Dies hat für unsere Ausgangsfrage zwei Konsequenzen: 
Beschäftigungspolitik kann sich nicht an einem einzigen 
Leitbild ausrichten, sondern muß verschiedene Strategie-
möglichkeiten akzeptieren; darüber hinaus muß sie selbst 
die Vielfalt der Beschäftigungsoptionen als Erfolgskrite-
rium berücksichtigen. Daraus folgt, daß qualitative Indika-
toren wie Strukturwandel, freiwillige Mobilität, Arbeits-
zeitvariation im Lebenszyklus oder mit Familie und Beruf 
vereinbare Erwerbstrukturen im Bündel der Erfolgskrite-
rien viel stärker zu gewichten sind als bisher. Geringe 
Arbeitslosigkeit und Inflation genügen heutzutage nicht 
mehr als Erfolgskriterium. 
Unterschiede in der beschäftigungspolitischen Strategie 
spiegeln sich im Ländervergleich z. B. im variierenden 
Grad der Kopplung von Wachstum und Beschäftigung (vgl. 
Schaubild 2 und Tabelle 2). Auffällig ist zunächst, daß die 
Kopplung von Produktionswachstum und Beschäftigung 
gegenüber den sechziger und siebziger Jahren im allgemei-
nen wieder enger geworden ist. Über die Ursachen kann 
hier nur spekuliert werden. Es scheint, daß die internatio-
nal erfolgreiche Stabilisierung des Geldwertes den Druck 
verstärkte, die Flexibilität wieder stärker auf die Mengen-
statt auf die Preiskomponenten zu verlegen; Deregulierung 
von Arbeitsverträgen einerseits und beschäftigungspoliti-
sche Instrumentalisierung der sozialen Sicherung anderer-
seits (z. B. Frühverrentungen) sind plausible Kandidaten 
für die Erklärung der gestiegenen Beschäftigungselasti-
zität. 
Im einzelnen springt sofort ins Auge, daß die Schweiz -
“Spitzenreiter“ in puncto Arbeitslosigkeit und Inflation -
im Hinblick auf die Ziele Produktions- und Beschäftigungs-
wachstum in den siebziger Jahren ganz schlecht und in den 
achtziger Jahren nur mittelmäßig abschneidet. Die schlech-
ten Werte der siebziger Jahre reflektieren die rigide 
schweizerische Politik gegenüber dem ausländischen und 
weiblichen Arbeitsangebot: Der erste große Ölpreisschock 
wurde mit einem Export der Arbeitslosigkeit und einer 
Verdrängung der Frauen vom Arbeitsmarkt beantwortet 
(Schmidt 1985); in den achtziger Jahren scheint die Schweiz 
wie die umliegenden Nachbarstaaten den kapitalintensiven 
Produktivitätspfad eingeschlagen zu haben, der sich in 
bescheidenen Produktionswachstum und geringer Steige-
rung der Beschäftigung niederschlägt. Japan schneidet 
dagegen auch in der Wachstumsdynamik in beiden Peri-
oden erfolgreich ab, während z. B. die USA und Kanada 
ihren schwachen oder mittelmäßigen Erfolg in der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch hervorragende 
Wachstumsraten in Produktion wie Beschäftigung wettzu-
machen scheinen. 
In Erweiterung der Erfolgskriterien ist nun aber dem ame-
rikanischen Beschäftigungswunder z. B. der steigende 
Anteil von „working poor“ gegenüberzustellen, d. h. die 
wachsende Zahl von Menschen, die trotz vollzeitiger 
Beschäftigung unter dem sozialen Existenzminimum leben 
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(Appelbaum und Schettkat 1991). Und mit Blick auf Japan 
oder die Schweiz sind – neben der geringen Arbeitslosig-
keit und Inflation – die geringe Integration der Frauen in 
den Arbeitsmarkt, die niedrige Teilzeitquote oder die lan-
gen Arbeitszeiten – also das Festhalten an traditionalen 
Beschäftigungsstrukturen – im Auge zu behalten (vgl. 
Schaubild 3). 
Die These flexibler Koordination soll nun in den einzelnen 
beschäftigungspolitischen Feldern konkretisiert werden. 
Dabei kommt es mir vor allem darauf an, das effektive 
Wechselspiel – also die institutionelle Koordination der 
verschiedenen beschäftigungspolitischen Funktionen als 
Bedingung erfolgreicher Beschäftigungspolitik aufzuzei-
gen. Aus Raum- und Zeitgründen müssen dabei willkürlich 
erscheinende Schwerpunkte gesetzt werden
4. 
 
4 So wird z. B. die Arbeitszeitpolitik (Bestandteil der Regulierung sowie 
individueller und kollektiver Arbeitsverträge) vernachlässigt, womit frei-
lich keine Abwertung ihrer Bedeutung beabsichtigt ist; auch der 
Abschnitt über Regulierung muß knapp gehalten werden. 
2 Lohnpolitik 
In der Theorie sind die Löhne fast immer zu hoch, in der 
Praxis seltener. Robert Bosch, der 1906 als einer der ersten 
den Achtstundentag und 1910 den freien Samstagnachmit-
tag einführte, soll einmal gesagt haben: „Ich zahle nicht 
gute Löhne, weil ich viel Geld habe, sondern ich habe viel 
Geld, weil ich gute Löhne bezahle.“ Bosch-Löhne lagen 
immer erheblich über dem Branchendurchschnitt. Darüber 
hinaus hat Bosch darauf geachtet, daß die Löhne seiner 
Arbeiter und Angestellten nicht zu weit auseinanderfielen, 
um den Teamgeist zu fördern; notwendige Lohneinbußen 
bei Nachfrageausfällen wurden durch Kurzarbeit auf viele 
Schultern verteilt statt auf wenige durch Entlassungen 
(Heuss 1946, S. 456 ff.). 
Die Philosophie von Robert Bosch kann heute noch als 
Handlungsmaxime gelten, wie die drei Funktionen von 
Löhnen – Kosten, Kaufkraft und Anreize – effektiv zu 
koordinieren sind. Meine Thesen im einzelnen lauten: 
Erfolgreiche Lohnpolitik ist erstens die Sorge um mode-
rate, aber keineswegs bescheidene Löhne; zweitens die 
Sorge um möglichst geringe fixe Lohnnebenkosten; und 
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drittens die Sorge um leistungsgerechte, aber sozial ausge-
wogene Löhne. 
(1) Moderate, aber keineswegs bescheidene Löhne 
Die erste These folgt aus der notwendigen Koordinierung 
der Löhne in ihrer doppelten Funktion als Kaufkraft- und 
Kostenfaktor. In anderen Worten: Löhne müssen in der 
Regel mit der Produktivität parallel laufen. Aus den jüng-
sten Beschäftigungsberichten der Europäischen Gemein-
schaften (EG 1990, 1991) geht z. B. recht deutlich hervor, 
daß niedrige Löhne nicht gleichzusetzen sind mit niedrigen 
Lohnkosten. Im Gegenteil. Niedriglohnländer haben meist 
eine niedrigere Produktivität, so daß die Lohnstückkosten 
in den Mitgliedsländern der EG sich insgesamt kaum unter- 
scheiden. Wichtiger ist allerdings der Vergleich einzelner 
Industrien; hier finden sich sogar Fälle, wo die Lohnstück-
kosten von Niedriglohnländern höher sind als in den Hoch-
lohnländern. Es läßt sich auch kein eindeutiger Zusam-
menhang zwischen geringen Lohnstückkosten und Verbes-
serung der Wettbewerbsfähigkeit feststellen, wie es man-
che Lehrbücher nahelegen. In den 80er Jahren haben z. B. 
die Länder Italien, Irland, Spanien und die Bundesrepublik 
ihren Exportanteil in den EG-Ländern am stärksten 
erhöht; während die Lohnstückkosten in Spanien und 
Irland kaum anstiegen, kletterten sie in der Bundesrepu-
blik und in Italien steil an; Belgien mit dem geringsten 
Anstieg der Lohnstückkosten mußte sogar eine relative 
Einbuße seiner Stellung im Europäischen Binnenmarkt 
erleben. 
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(2) Fixe Lohnnebenkosten haben negative Beschäftigungs-
effekte 
Was ist aber mit den Lohnnebenkosten? Nicht nur ihre 
Höhe (dazu später), sondern auch ihre Struktur ist von 
Bedeutung. Theoretische wie empirische Untersuchungen 
weisen nach, daß mit steigendem Fixkostenanteil für die 
Unternehmen der Anreiz wächst, die Anzahl ihrer 
Beschäftigten zu verringern und gleichzeitig den Umfang 
der geleisteten Stunden pro Beschäftigten zu erhöhen. 
Umgekehrt regt ein relativer Anstieg der variablen im 
Verhältnis zu den fixen Lohnnebenkosten eine Vergröße-
rung der Belegschaft bei gleichzeitiger Verringerung der 
geleisteten Arbeitsstunden pro Beschäftigten an (Hart 
1983; WZB 1982). Daraus lassen sich mindestens zwei 
aktuelle beschäftigungspolitische Schlußfolgerungen 
ziehen: 
-  Erstens die Abschaffung der oberen und die Senkung der 
unteren Beitragsbemessungsgrenze, d. h., die Sozialver-
sicherungspflicht (so auch der Vorschlag der Europäi-
schen Kommission) von jetzt 15 bzw. 18 Stunden auf 8 
Stunden zu senken; 
-  zweitens die Bemessung der Beiträge der Arbeitgeber an 
der gesamten gezahlten Lohnsumme anstatt an den indi-
viduellen Arbeitseinkommen, um sowohl den Anreiz zu 
Überstunden als auch zu Arbeitsverträgen unterhalb der 
Sozialversicherungspflicht zu vermindern. 
(3) Leistungsgerechte, aber sozial ausgewogene Löhne 
Aus der Perspektive des koordinierten Wettbewerbs ist die 
Strategie niedriger Löhne und großer Lohndifferenzen kri-
tisch zu beurteilen. In Evolutionsmodellen spielt weniger 
der Preiswettbewerb als der Innovationswettbewerb (bei 
Produkten wie Fertigungsprozessen) die ausschlaggebende 
Rolle (Matzner/Schettkat/Wagner 1988; Porter 1990). Dar-
um hängt vieles von der Bereitschaft der Arbeitnehmer ab, 
Strukturwandel zu akzeptieren, sich an neuen Arbeitsplät-
zen einweisen zu lassen oder zusätzliche Qualifikationen zu 
erwerben. Diese Bereitschaft steigt mit guter und gerecht 
empfundener Entlohnung. Dabei kommt es darauf an, 
zukünftig die Entlohnung stärker auf der Basis funktiona-
ler anstelle numerischer Prinzipien zu orientieren, also an 
qualifikations- und kooperationsbezogener Leistung 
anstelle von Alter, Dauer der Betriebszugehörigkeit oder 
Statusposition. 
Weitere Gründe sprechen für die den Strukturwandel för-
dernde Funktion einer moderaten Hochlohnpolitik verbun-
den mit solidarischen, d. h. das Lohngefälle bremsenden 
Elementen: Je höher die Lohnspanne, desto geringer die 
Wahrscheinlichkeit, daß Angehörige von Hochlohnsekto-
ren einen beruflichen Wechsel in einen Niedriglohnsektor 
oder in eine üblicherweise niedriger bezahlte Funktion 
akzeptieren, der sich durch von außen erzwungenen Struk-
turwandel ergeben kann. 
Wenn schließlich Produktivität nicht nur vom individuellen 
Einsatz, sondern auch von Kooperation abhängig ist, dann 
sprechen Anreiz- und Gerechtigkeitserwägungen gegen 
sehr große Lohnspannen. Informations- und Lerntheorie 
haben längst die Bedeutung von sogenanntem stillschwei-
gendem Wissen („tacit knowledge“) für hohe Produktivität 
und Wettbewerbsfähigkeit erkannt. Das ist Erfahrungswis-
sen, das gewissermaßen nur in den Händen und Köpfen der 
Menschen und nicht in Hand- oder Lehrbüchern enthalten 
ist. Arbeitende Menschen werden sich hüten, dieses Wis-
sen weiterzugeben, wenn damit aus Konkurrenzgründen 
Arbeitsplatz oder Lebensstandard gefährdet sind. 
Im internationalen Vergleich spricht übrigens alle empiri-
sche Evidenz gegen einen positiven Zusammenhang von 
ökonomischer Wohlfahrt und Ungleichheit in Lohn- oder 
Gehaltseinkommen. Internationale Erfahrungen sprechen 
vielmehr für die Wirksamkeit flexibel koordinierter Lohn-
politik. Darunter ist keine egalitäre Umverteilung zu ver-
stehen, sondern eine Einkommenspolitik, die die Flexibili-
tät der Löhne nicht nur an ökonomischen Kriterien (stati-
sche Effizienz), sondern auch an die sozialen Bedingungen 
effektiver Kooperation (dynamische Effizienz) anbindet. 
Diese flexible Koordination kann nicht durch zentrale 
staatliche Lohnpolitik, sondern nur durch Aushandlungen 
zwischen starken Tarifpartnern (Gewerkschaften, Arbeit-
geberverbände, Betriebsräte) auf betrieblicher, regionaler 
und industrieller Ebene erfolgen. Überbetriebliche Koor-
dination – die betriebliche Lohndifferenzierung de facto 
nicht ausschließen soll – ist jedoch notwendig, um längerfri-
stiges Kalkulieren zu ermöglichen, Abwerbungskonkur-
renz zu mindern und betriebliche Anreize zur Qualifizie-
rung der Belegschaft (damit sie ihre Löhne auch „ver-
dient“) zu schaffen. Nur so kann Betriebsfrieden entste-
hen, der schließlich auch die Einhaltung von Lieferverträ-
gen sichert, die für das Funktionieren einer (international) 
hoch verflochtenen Wirtschaft von größter Bedeutung ist. 
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die Schweiz (Danthine und Lambelet 1987) – ist das 
Gespenst der Arbeitslosigkeit auch weitgehend unter Kon-
trolle
5. 
3 Regulative Beschäftigungspolitik 
Aus internationaler Sicht ist die Regulierung von Arbeits-
märkten ein besonders schlagender Beweis für die These, 
daß beschäftigungspolitischer Erfolg vom guten Zusam-
menspiel des gesamten „institutionellen Ensembles“ und 
nicht von der Aktivierung einzelner Maßnahmen abhängt. 
Isolierte Betrachtungen führen oft zu falschen Einschät-
zungen. So ist z. B. die Meinung weit verbreitet, daß 
rechtliche Regulierung des Beschäftigungsschutzes die 
Anpassungsfähigkeit des Arbeitsmarktes einschränke, 
d.h. die Elastizität der Beschäftigung gegenüber Verände-
rungen des Marktes reduziere (Soltwedel et al. 1990). 
International vergleichende Studien zur Beschäftigungsela-
stizität unterstützen diese Meinung nicht (Büchtemann 
1991). So hat sich die Beschäftigung in der (alten) Bundes-
republik sowohl im Hinblick auf Personenzahl als auch 
Stundenzahl ähnlich rasch an veränderte Marktbedingun-
gen angepaßt wie in den Vereinigten Staaten, obwohl die 
Beschäftigung in der Bundesrepublik durch Kündigungs-
schutzgesetze oder durch Tarifvereinbarungen reguliert ist, 
während dieser Bereich in den Vereinigten Staaten weitge-
hend regulierungsfrei ist. Andererseits zeigt die Beschäfti-
gung in Großbritannien, wo die Thatcher-Regierung den 
rechtlichen Beschäftigungsschutz weitgehend abgeschafft 
hat, eine sehr träge Anpassungsreaktion auf Marktverän-
derungen (vgl. Tabelle 3). 
 
Ein wichtiger Grund für die hohe Beschäftigungselastizität 
in der Bundesrepublik ist im Zusammenspiel des Beschäfti-
gungsschutzes mit anderen Formen der Beschäftigungspoli-
tik zu sehen: So ermöglichen z. B. Kurzarbeitergeld, Vor-
ruhestandsregelungen, flexible Altersgrenze und öffentli-
che Angebote der beruflichen Weiterbildung den Betrie-
ben eine flexible Anpassung der Beschäftigung. Außerdem 
 
5 Ob dezentrale Lohnverhandlungen sich an statischer oder an dynami-
scher Effizienz orientieren, hängt von den betrieblichen Anreizstrukturen 
ab. Orientierung an statistischer Effizienz hieße Ausschöpfung des kurz-
fristig möglichen Ertragsspielraums; sie führt oft zur ruinösen Konkur-
renz. Orientierung an dynamischer Effizienz hieße Zurückhaltung zugun-
sten des langfristigen Erhalts hoher Anpassungsfähigkeit; günstige Bedin-
gung für moderate Lohnpolitik bei dezentralen Strukturen sind relative 
Beschäftigungssicherheit, kontinuierliche betriebliche Qualifizierung und 
anderweitig günstige Arbeitsbedingungen (z. B. Ertragsbeteiligung, Mit-
bestimmung, Aufstiegsmöglichkeiten). Soskice (1990) vermag allein 
durch diese beiden institutionellen Bedingungen – überbetriebliche Koor-
dination und betriebliche Anreize zu moderaten Lohnforderungen -
einen Großteil (2/3 bis 3/4) der internationalen Variation der Arbeitslo-
sigkeit zu erklären. 
lassen sich zahlreiche Argumente anführen, warum eine 
vernünftige gesetzliche Regulierung des Beschäftigungs-
schutzes auch aus betriebswirtschaftlicher Sicht effizient 
und u. U. auch effektiver als private oder kollektivvertrag-
liche Regulierung sein kann. Universelle gesetzliche Rege-
lungen unterstützen nicht nur langfristige Erwartungshori-
zonte und Kooperation, sondern mindern auch die Trans-
aktionskosten, die bei der Ausarbeitung und Kontrolle 
dezentraler Arbeitsverträge anfallen (Büchtemann 1991, 
S. 37 ff.). 
Auch wenn unzweifelhaft ist, daß viele Arbeitsmarktregu-
lierungen, die früher sinnvoll gewesen sein mögen, obsolet 
geworden sind, gibt es z. B. auf Grund geänderter Präfe-
renzen neuen Regulierungsbedarf zur Gestaltung des 
Arbeitsmarkts, etwa bei der Verwirklichung der Gleich-
stellung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt (Buttler 1990; 
Pfarr/Bertelsmann 1989). 
4 Umverteilende Beschäftigungspolitik 
Bei der Beurteilung der beschäftigungspolitischen Wirkun-
gen von Umverteilung des Einkommens – zugunsten der 
sozialen Sicherheit oder auf Grund von Gerechtigkeitser-
wägungen – müssen sowohl die Seite der Finanzierung als 
auch die Seite der Leistung beachtet werden. Ich stelle 
folgende Thesen zur Diskussion: Erstens ist eine generöse, 
aber zeitlich befristete Einkommenssicherheit bei Arbeits-
losigkeit mit ökonomischer Effizienz von Arbeitsmärkten 
vereinbar; zweitens muß darauf geachtet werden, daß die 
Leistungsanreize nicht durch sachlich falsche Beitragsfor-
men verzerrt werden; drittens müssen die Besteuerung von 
Lohneinkommen sowie die Institutionen der Sozialversi-
cherung mit neuen Beschäftigungsformen flexibel koordi-
niert werden. Ich beginne mit der dritten These. 
(l) Flexibilisierung der Institutionen sozialer Sicherung 
Die beschäftigungspolitische Herausforderung im Zusam-
menhang mit der Sicherung des Erwerbseinkommens ist 
die Flexibilisierung der Beschäftigung in räumlicher und 
zeitlicher Hinsicht. In räumlicher Hinsicht steht die Anglei-
chung der sozialen Sicherungssysteme Europas zur 
Debatte, nicht nur, um Wettbewerbsverzerrungen auf 
Grund unterschiedlicher gesetzlicher Lohnnebenkosten zu 
vermeiden, sondern auch um Mobilitätsschranken abzu-
bauen. 
In zeitlicher Hinsicht geht es um die Anpassung der Institu-
tionen sozialer Sicherung an die unglaubliche Formenviel-
falt der Beschäftigung, die sich herausgebildet hat und die 
die industrielle Evolution weiter bestimmen wird. Früher 
schien die Welt der Beschäftigung noch einfach: Entweder 
war man/frau beschäftigt oder arbeitslos oder nicht 
erwerbstätig. So einfach war die Wirklichkeit natürlich nie; 
aber niemand zweifelt, daß sie komplexer geworden ist. 
Um nur Stichworte zu nennen: Überstunden, Gleitzeit, 
Schichtarbeit in unzähligen Formen, Nachtarbeit, Sonn-
tagsarbeit, Teilzeit, Kurzarbeit, Job-Sharing (Arbeitsplatz-
teilung), Saisonarbeit, Mutterschutz und Elternurlaub, Bil-
dungsurlaub oder andere Sabbaticals, befristete Verträge, 
periodische Verträge, Mehrfachbeschäftigung, Teilzeitren-
ten, Frührenten – eine sicher noch nicht vollständige Liste. 
Erfolgreiche Beschäftigungspolitik zeichnet sich durch eine 
flexible Koordination sozialstaatlicher Institutionen mit 
diesen neuen Beschäftigungsformen aus. In anderen Wor-
ten: Die Anreize sozialstaatlicher Institutionen wie 
Besteuerung, Einkommenssicherheit und Beschäftigungs- 
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stützen, ohne neue soziale Ungleichheiten entstehen oder 
alte verschärfen zu lassen. Es gibt jedoch Anzeichen, daß 
Arbeitszeitflexibilität zu einer neuen Scheidungslinie sozia-
ler Klassen werden könnte: Menschen in nur stabilen und 
sozial gesicherten sowie Menschen in nur instabilen und 
sozial ungesicherten Beschäftigungsverhältnissen. Greifen 
wir Beispiele zur Teilzeitarbeit heraus, um derzeit mehr 
oder weniger bedenkenswerte Koordinationsforrnen aus 
internationaler Perspektive zu identifizieren. 
Wenn in einem durchschnittlich verdienenden Haushalt, in 
dem bisher nur ein Ehepartner arbeitete, der bisher nicht 
verdienende Eheteil (meist die Frau) ein Drittel des bishe-
rigen Bruttoeinkommens hinzuverdient, anstatt daß der 
bisher vollverdienende Partner sein Bruttoeinkommen um 
ein Drittel erhöht, dann steigt auf Grund des Steuersystems 
das verfügbare Nettoeinkommen unterschiedlich stark an: 
Wird die Mehrarbeit durch den bislang nicht erwerbstäti-
gen Eheteil geleistet, so liegt der Nettovorteil in Schweden 
bei 13,4%, in Dänemark und Finnland bei 6,9%, in der 
Bundesrepublik und in den Vereinigten Staaten aber bei 
0%, und in Frankreich ergibt sich sogar ein Nettonachteil 
von 2,9%. Das System der Einkommensbesteuerung hat 
also ohne Zweifel Auswirkungen auf die Teilzeitbeschäfti-
gung: Je geringer der steuerliche Anreiz, desto geringer die 
Teilzeitbeschäftigung. Der internationale Vergleich belegt 
dies eindrücklich (vgl. Schaubild 4)
6. 
Insbesondere unter dem Gesichtspunkt einer partner-
schaftlichen Familienstruktur wäre daher zu überlegen, ob 
unser Besteuerungssystem nicht so auszugestalten wäre, 
daß Ehepartner mit gleichen Arbeitszeiten steuerlich am 
meisten begünstigt, traditionale Familienstrukturen dage-
gen steuerlich stärker belastet werden. Zur Zeit subventio-
niert – überspitzt formuliert – das deutsche Steuersystem 
(durch das Splittingverfahren) eher die Institution der Ehe 
als die der Familie. Das ist, finde ich, beschäftigungspoli-
tisch keine zeitgemäße Form mehr der Besteuerung. 
Auch die gegenwärtige Berechnung der Rentenleistungen 
diskriminiert Teilzeitbeschäftigung. Auf die Höhe der 
Rente wirkt sich eine längerfristige Teilzeitbeschäftigung in 
Relation zur Vollzeitbeschäftigung immer negativ aus, da 
die Rentenhöhe auf die geleisteten Beiträge bezogen wird. 
Allerdings gibt es, vor allem bei Systemen mit Zusatzren-
ten, bestimmte Ausnahmen: So wird beispielsweise in 
Frankreich, Großbritannien, Norwegen und Schweden für 
die Berechnung der Rentenhöhe nur eine bestimmte Zeit 
„bester“ Einkommensjahre zugrundegelegt (in Frankreich 
10, Großbritannien und Norwegen 20, Schweden 15 
Jahre). Teilzeitarbeit wirkt in diesen Ländern also dann 
nicht rentenmindernd, wenn während dieser Jahre Vollzeit 
gearbeitet wurde (Maier 1991). Regelungen, die Rentenan-
sprüche nicht (wesentlich) mindern, wenn Teilzeitarbeit in 
Verbindung mit gesellschaftlich nützlichen Tätigkeiten 
(Pflege, Erziehung, Bildung) aufgenommen wird, wären 
mit dem (beizubehaltenden) Versicherungsprinzip ver-
einbar. 
 
Die Koordination von Einkommenssicherung und Beschäf-
tigungsflexibilität kann noch verbessert werden, wenn 
rechtliche oder tarifrechtliche Regelungen das Recht auf 
Rückkehr zur Vollzeitbeschäftigung vorsehen; in mehreren 
Ländern (z. B. Bundesrepublik) spielt hier der öffentliche 
Sektor eine Vorreiterrolle. Angesichts demographischer 
Entwicklungen ist auch der Kombination von Teilzeitren-
ten und Teilzeitbeschäftigung mehr Aufmerksamkeit zu 
widmen. Hier müssen die institutionellen Anreize eindeu-
tig stärker zugunsten von Teilzeitbeschäftigung anstelle 
von vorzeitiger Verrentung gesetzt werden. Denn der 
Anteil der Älteren an der Erwerbsbevölkerung wird immer 
größer, und die Anreize der Betriebe zur kontinuierlichen 
beruflichen Weiterbildung auch ihrer älteren Belegschaft 
mindert sich, wenn die sozialstaatlichen Institutionen 
abrupte vorzeitige Verrentung anstelle eines gleitenden 
Ruhestandes finanziell honorieren. 
 
6 Diese Angaben beziehen sich auf die siebziger Jahre; die Anreize können 
sich auf Grund von Steuerreformen in den 80er Jahren geändert haben; 
das gilt z. B. für Schweden, einem der wenigen Länder, in denen der 
Umfang der Teilzeitbeschäftigung (freilich von einem hohen Niveau aus) 
rückläufig ist. Die geplante Neuberechnung für die 80er Jahre konnte 
nicht erfolgen, da die OECD die dazu erforderlichen Daten nicht mehr 
zur Verfügung stellt. 
Auch im System der Arbeitslosenversicherung ist Spiel-
raum für soziale Innovationen, die sich ökonomisch aus-
zahlen: So wie das Kurzarbeitergeld eine innovative Flexi-
bilisierung des Arbeitslosengeldes darstellt, um Ungewiß-
heit und konjunkturelle Schwankungen auf der Nachfrage- 
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geld, Teilunterhaltsgeld und andere Formen des Lohner-
satzes für Zeiten, in denen nicht unmittelbar produziert, 
aber Gemeinnütziges geleistet wird, Ungewißheiten min-
dern und unterschiedliche soziale Lebenslagen oder biogra-
phische Lebensphasen unterstützen. Auf diese Weise 
würde die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes auf der 
Angebotseite komplettiert. 
Diverse Ansätze dazu gibt es schon allenthalben. So wird in 
Belgien, Dänemark, Frankreich und in Schweden Teilar-
beitslosengeld für Arbeitslose bezahlt, wenn sie eine Teil-
zeitarbeit aufnehmen; Holland zahlt befristet Prämien für 
den Wechsel von Vollzeit auf Teilzeit; Frankreich bietet 
zeitweise Einkommensersatz für die Akzeptanz von Teil-
zeit anstelle von Entlassungen; Belgien verspricht eine 
finanzielle Pauschalleistung für den Wechsel von Vollzeit 
auf Teilzeit aus sozialen Gründen (Pflege, Mutterschaft, 
Weiterbildung); die Bundesrepublik bietet seit kurzem 
Teilunterhaltsgeld für junge Arbeitnehmer und Frauen, die 
an beruflicher Weiterbildung teilnehmen, und das bundes-
deutsche Erziehungsgeld erlaubt Teilzeitbeschäftigung bis 
zu 18 Stunden. 
Die Kombination von Transferzahlungen für diverse gesell-
schaftlich nützliche Aktivitäten und Markteinkommen ist 
ein neuer und vermutlich unaufhaltsamer Trend. Die Ent-
wicklung ist im Augenblick noch sehr unübersichtlich; um 
so größerer Aufmerksamkeit bedarf sie, um die eingangs 
angedeuteten Gefahren – d. h. neue Segmentationen oder 
Formen der Armut – zu vermeiden. 
(2) Leistungsanreize durch sachgerechte Beitragsgestaltung 
Auch auf der Finanzierungsseite sind die richtigen Anreize 
zu setzen. Zur Zeit erfolgt die Finanzierung der Sozialver-
sicherung nach zwei Mustern: Entweder werden die Abga-
ben der Arbeitgeber nach der Lohnsumme des Betriebes 
erhoben (wie in Schweden, Norwegen, Frankreich, Nieder-
lande, Belgien) oder aber die Beiträge beziehen sich auf 
individuelle Einkommen verbunden mit Regelungen zum 
Mindesteinkommen und/oder zur Mindeststundenzahl (wie 
in Großbritannien, Österreich, Deutschland). Im ersten 
Fall ist es für die Höhe der Abgaben unerheblich, wie die 
Arbeitsvolumen der einzelnen Arbeitnehmer geregelt sind, 
während im zweiten Falle ein finanzieller Anreiz besteht, 
Beschäftigungsverhältnisse zu schaffen oder anzunehmen, 
die unterhalb der gesetzlich festgelegten Grenzen liegen. 
Die Sozialversicherungssysteme Österreichs, Großbritan-
niens und Deutschlands lassen solche Beschäftigungsver-
hältnisse zu. In Großbritannien besteht darüber hinaus 
eine progressive Staffelung der Abgaben: je niedriger die 
Einkommen, um so niedriger die Abgaben. Die britische 
Reform der Sozialversicherung von 1985 hatte diesen 
Anreiz bewußt in beschäftigungspolitischer Absicht 
geschaffen. Die Rechnung ging zumindest statistisch auf: 
Der jüngst starke Anstieg der britischen Teilzeitarbeit kon- 
 
7  Das Institut für Finanzen und Steuern – zitiert in Mackscheidt 1991 - 
beziffert den Anteil „versicherungsfremder“ Leistungen für 1989 auf über 
41,2 Prozent der Gesamtausgaben der Bundesanstalt für Arbeit. Von 
diesen wird lediglich die Arbeitslosenhilfe, die knapp 20 Prozent der 
Ausgaben ausmacht, systemgerecht durch den Bund erstattet. In Syn-
these früherer Beiträge zu dieser Thematik entwickelt Klaus Mackscheidt 
(1991) Ideen für eine sachgerechte Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik. 
8  Als jüngsten Überblick über Regelungen und Wirkungen der Einkom-
menssicherung bei Arbeitslosigkeit für die OECD-Länder vgl. OECD 
1991, Kapitel 7, 199-236; nicht mehr ganz aktuell und auf 6 Länder 
beschränkt, dafür ausführlicher in der Wirkungsanalyse vgl. Schmid, 
Reissert, Bruche 1987. 
zentriert sich auf kurze, der Versicherungspflicht nicht 
unterworfene Teilzeitarbeit. Es gibt jedoch keine Anzei-
chen, daß diese Form der Flexibilisierung, welche die 
soziale Sicherung der Arbeitnehmer (d. h. vornehmlich 
Arbeitnehmerinnen) verschlechtert, die Wettbewerbsfä-
higkeit der britischen Industrie besonders gefördert hätte. 
Eher im Gegenteil, da die Zeichen der Zeit auf Qualitäts-
und nicht auf Preiswettbewerb stehen. 
Allenthalben werden die steigenden gesetzlichen Lohnne-
benkosten beklagt. Wird für dieselbe Arbeitsleistung 
immer weniger verdient, mindere dies den Leistungsanreiz. 
Pauschal trifft das nicht zu. Wenn die Beiträge gleichsam 
Sparleistungen für spätere Einkommen (Renten) oder für 
nicht oder kaum beeinflußbare Risiken (Krankheit, 
Arbeitslosigkeit) sind und alle relativ gleich belastet wer-
den, können sie sogar leistungsfördernd wirken. Beiträge 
für versicherungsfremde Leistungen, die entweder (spezi-
fisch) nur bestimmten Gruppen oder (diffus) der Allge-
meinheit zugute kommen, werden jedoch leistungsmin-
dernd wirken (Schmähl 1984). Für solche Leistungen ist 
steuerliche Finanzierung sachgerecht, denn dafür müssen 
die von den Wählern legitimierten Politiker gerade stehen. 
Wie aus einem internationalen Vergleich besonders deut-
lich wurde (Schmid/Reissert/Bruche 1987), ist unsere 
Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik zum Teil nicht sach-
gerecht. Die Beiträge zur Bundesanstalt für Arbeit werden 
in einem erheblichen Umfang für „versicherungsfremde“ 
Leistungen herangezogen, die eigentlich von den Steuer-
zahlern (also, auch Beamten und Selbständigen) zu verant-
worten sind. Ein besonders evidenter, quantitativ aber 
marginaler faux pas ist die vor einigen Jahren verordnete 
Finanzierung der Sprachschulung für Ausländer oder Aus-
siedler aus der Kasse der Bundesanstalt für Arbeit. Schwe-
rer wiegt die fast ausschließliche Finanzierung aktiver 
Arbeitsmarktpolitik über Beiträge. Ebenso war die drasti-
sche Erhöhung der Beiträge zur Finanzierung der Beschäf-
tigungskrise in den neuen Bundesländern nicht systemge-
recht
7. 
(3) Generöses, aber zeitlich befristetes Arbeitslosengeld 
Die Auffassung ist weit verbreitet, daß eine umfassende 
und generöse Einkommenssicherung schuld an der andau-
ernden hohen Arbeitslosigkeit sei. Auch die Lehrbücher 
der reinen Marktwirtschaft sagen: Je höher das Arbeitslo-
sengeld, desto geringer die Markträumungsfunktion des 
Lohnes, desto höher also die Arbeitslosigkeit. Aus der 
theoretischen Perspektive der sozialen Marktwirtschaft ist 
jedoch eine rechtlich garantierte soziale Einkommmenssi-
cherung Voraussetzung für die Akzeptanz von evolutionä-
rer Dynamik, d. h. für gute Kooperation zwischen Beleg-
schaft und Management, Gewerkschaften und Arbeitge-
berverbänden. Was sagt die Empirie zu diesem Streit? 
Aus internationaler Perspektive gibt es keine Beweise für 
die verbreitete Auffassung, hohe Lohnersatzraten (Ver-
.hältnis Arbeitslosengeld zu Nettolohn) seien wesentliche 
Ursache der Arbeitslosigkeit. Es hängt vom Kontext ab, 
wie Höhe und Dauer des Arbeitslosengeldes auf Beschäfti-
gung und Arbeitslosigkeit wirken. So gibt es beispielsweise 
keinen eindeutigen Zusammenhang zwischen Arbeitslosig-
keit und Einkommenssicherung bei Arbeitslosigkeit. Es 
gibt Länder mit hohen Lohnersatzraten und niedriger 
Arbeitslosigkeit – z. B. Norwegen, Schweden – wie es 
Länder mit niedrigen Lohnersatzraten und hoher Arbeits-
losigkeit gibt – z. B. Großbritannien, Irland
8. 
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dem ziemlich eindeutigen Zusammenhang zwischen Dauer 
der Arbeitslosigkeit und langfristig relativ hoher Einkom-
menssicherung ziehen: Je länger hohe Lohnersatzraten für 
Arbeitslose bezahlt werden, desto höher auch der Anteil 
der Langzeitarbeitslosen. Auch wenn die Kausalität dieses 
Zusammenhangs in beide Richtungen weisen kann, ist der 
Ausgangspunkt dieser Wechselwirkung sicherlich in der 
Institutionalisierung langandauernder, wenn nicht unbefri-
steter und hoher Lohnersatzleistungen zu suchen; die Bun-
desrepublik, Belgien und die Niederlande sind Beispiele 
dafür. Für die Betroffenen mag diese Art der Einkom-
menssicherung willkommen sein, sie schafft aber keine 
neuen Arbeitsplätze. Bei einem – bildlich gesprochen – so 
stark dehnbarem sozialen Netz verspüren die Politiker 
einen Handlungsdruck erst dann, wenn das Netz reißt, 
d. h. wenn das Haushaltsdefizit spürbar wird und eine 
Erhöhung der Steuern nötig wäre. Da Steuererhöhungen 
aber unpopulär sind, drohen Leistungskürzungen. Die 
internationalen Erfahrungen zeigen, daß die Budgetaxt 
dann entweder an der aktiven Arbeitsmarktpolitik oder an 
den Leistungen der schwächeren Gruppen auf dem Ar-
beitsmarkt ansetzt. Ein aktuelles Beispiel sind die Kürzun-
gen der Mittel für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die 
eine ökonomisch wie sozial sinnvolle Brückenfunktion im 
Aufbau der neuen Bundesländer darstellen. 
5 Aktive Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
Wir haben gesehen, daß eine gleichzeitig effiziente wie 
solidarische Arbeitslosenversicherung sich weniger 
dadurch auszeichnet, daß sie Druck auf die einzelnen 
Arbeitslosen ausübt, sondern Druck auf die politischen 
Institutionen. Die Alternative kann deshalb nicht einfach 
Kürzung der Dauer von Lohnersatzleistungen heißen (auch 
nicht die Einführung eines garantierten, aber geringen 
Grundeinkommens), sondern die Schaffung der Vorausset-
zungen für eine aktive Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs-
politik. Darunter ist der Ausbau arbeitsfördernder öffentli-
cher Dienstleistungen wie Arbeitsvermittlung, Arbeitsbe-
ratung und Qualifizierung als auch eine Erweiterung der 
staatlichen Aufgaben im breiten Bereich der Humandienst-
leistungen zu verstehen. Denn erstens zahlt sich die Akti-
vierung der Arbeitsmarktpolitik, d. h. die Finanzierung 
von Arbeit anstelle der Finanzierung von Arbeitslosigkeit 
nicht nur sozial, sondern auch ökonomisch aus; zweitens 
gibt es weder theoretisch noch empirisch eindeutige 
Belege, daß die Ausweitung des staatlichen Aufgabenbe-
reichs für Humandienstleistungen der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit schadet, solange diese Erweiterung 
mit einer Modernisierung des öffentlichen Dienstes einher-
geht (Krupp 1986); drittens muß die Aktivierung der 
Arbeitsmarktpolitik mit einer Verbesserung der Koordina-
tion von Struktur- und Arbeitsmarktpolitik einhergehen. 
Ich möchte die ersten beiden Thesen nur kurz streifen und 
die dritte wegen ihrer Aktualität für die Vorgänge im 
Osten etwas ausführen. 
(1) Flexible arbeitsfördernde öffentliche Dienstleistungen 
Im Angebot arbeitsfördernder öffentlicher Dienstleistun-
gen unterscheiden sich die entwickelten westlichen Indu-
strienationen sehr. Es zeigt sich jedoch, daß eine erfolgrei-
che Arbeitsmarktpolitik nicht unbedingt mehr kosten muß 
als eine gescheiterte. Im internationalen Vergleich ergibt 
sich zwar eine positive Korrelation zwischen Arbeitslosig-
keit und Ausgaben der Arbeitsmarktpolitik (Schaubild 5). 
 
Das Bild zeigt aber eine starke Streuung. Es lassen sich alle 
denkbaren Variationen ausmachen: Länder mit relativ 
hoher Arbeitslosigkeit und geringen Ausgabenniveaus 
(USA, GR, P), hoher Arbeitslosigkeit und hohen Ausga-
benniveaus (B, DK, IRL), niedriger Arbeitslosigkeit und 
niedrigen Ausgabenniveaus (CH, JAP), niedriger Arbeits-
losigkeit und hohen Ausgabenniveaus (SWE). 
Des Rätsels Lösung liegt im ganz unterschiedlichen Stellen-
wert der Arbeitsmarktpolitik in der internationalen Wirt-
schafts- und Sozialpolitik: Einige Länder in der Tradition 
keynesianischer Beschäftigungspolitik (etwa Österreich) 
setzen auf Nachfrage stimulierende Maßnahmen, deren 
Aufwendungen nicht im angebotzentrierten Budget der 
Arbeitsmarktpolitik erscheinen; über Schulden finanzierte 
Staatsausgaben („Deficit-Spending“) müßten in diesen 
Ländern beispielsweise zum Arbeitsmarktbudget hinzuge-
rechnet werden. So ist z. B. das amerikanische Beschäfti-
gungswunder der achtziger Jahre nicht zuletzt auch Aus-
druck einer über Schulden finanzierten staatlichen Ausga-
benpolitik, wenn auch die offizielle Rhetorik das Gegenteil 
behauptet. 
Andere Länder sind generell enthaltsam gegenüber ausga-
benintensiver Politik und überlassen die Regulierung der 
Beschäftigung weitgehend den Märkten; da Arbeitsmärkte 
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Effektivität von Märkten fehlen (z. B. vollständige Infor-
mation oder rasche Mobilität), kann Politikabstinenz mit 
hoher Arbeitslosigkeit einhergehen. Das trifft z. B. weitge-
hend für Großbritannien zu. 
In der Erkenntnis, daß Arbeitsmärkte nicht nur ökonomi-
sche, sondern auch soziale Institutionen sind (Solow 1990), 
setzen andere Länder wiederum weniger auf finanzielle 
Anreize oder andere ausgabenintensive Programme, son-
dern auf Kooperation und auf die dazu erforderliche Infra-
struktur – also auf die informellen und materiellen Bedin-
gungen, die der Kooperation zwischen Beschäftiger und 
Beschäftigten förderlich sind. Die geringe Arbeitslosigkeit 
in der Schweiz ist sicherlich zu einem großen Teil in der 
guten Kooperation auf betrieblicher Ebene, in der lohnpo-
litischen Koordination durch Friedensabkommen und in 
der Konzentration öffentlicher Ausgaben auf Infrastruktur 
begründet
9. 
In anderen Ländern wiederum, vor allem in den skandina-
vischen, treffen wir eine ausgabenintensivere Arbeitsförde-
rung an. Es zeigt sich jedoch, daß es weniger auf die Höhe, 
sondern auf die Struktur und auf das Timing der Ausgaben 
ankommt. Generell weisen Länder mit einem hohen Akti-
vitätsniveau und Aktivitätsgrad der Arbeitsmarktpolitik -
also relativ hohen Ausgaben für produktive Arbeitsförde-
rung – unter ceteris paribus-Bedingungen eine niedrigere 
Arbeitslosigkeit auf (vgl. Schaubild 6). 
Insbesondere der Erfolg der schwedischen Beschäftigungs-
politik basiert zu einem guten Teil auf der Fähigkeit, Geld 
für Arbeit oder Qualifizierung anstatt für Arbeitslosigkeit 
auszugeben. Darüber hinaus zeigen Untersuchungen, daß 
die schwedischen Ausgaben aktiver Arbeitsmarktpolitik 
und entsprechend auch die Teilnehmer in arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen sich rasch dem konjunkturellen oder 
strukturellen Bedarf anpassen. In der Bundesrepublik 
dagegen schwanken die Ausgaben aktiver Arbeitsmarktpo-
litik auf Grund von Besonderheiten in der Finanzierungs-
struktur oft prozyklisch statt antizyklisch, und die von 
Beschäftigungskrisen am stärksten gebeutelten Regionen 
profitieren von aktiver Arbeitsmarktpolitik oft weniger als 
die wirtschaftlich starken Regionen (Jackman, Pissarides, 
Savouri 1990; Reissert 1988; Schmid, Reissert, Bruche 
1987). 
(2) Wirkung der Arbeitsmarktpolitik auf die Beveridge-
Kurve 
Ziel aktiver Arbeitsmarktpolitik ist vor allem die Vermei-
dung struktureller Ungleichgewichte. Diese müßten sich 
beispielsweise in der Gleichzeitigkeit hoher Zahlen offener 
Stellen und Arbeitslosen, also in einem „Mismatch“ aus-
drücken. Die Beobachtung des zeitlichen Verlaufs der 
Relation von Arbeitslosen und offenen Stellen und deren 
Abtragung auf einer Kurve ist – nach seinem Urheber – als 
Beveridge-Kurve bekannt (vgl. Schaubild 7). 
 
9 Die gute betriebliche Kooperation widerspiegelt sich in äußerst geringen 
Streikaktivitäten; nach Danthine and Lambelet (1987) gründet der 
schweizerische Erfolg auch auf hoher Flexibilität von Löhnen und Profi-
ten; Schmidt (1985) verweist auch auf die große Bedeutung der Arbeits-
zeitflexibilität durch Kurzarbeit und Schlechtwettergeld als ein weiteres 
Element des schweizerischen Wegs zur Vollbeschäftigung. 
10 „Hysteresis“ bedeutet ein andauernde Wirkung, auch wenn die Ursache 
verschwunden ist; damit wird neuerdings das Beharrungsvermögen von 
Arbeitslosigkeit trotz konjunkturellen Aufschwungs umschrieben; u. a. 
ist dies der Ausdruck selbstinduzierter Arbeitslosigkeit, hervorgerufen 
durch Mutlosigkeit, mangelndes Selbstvertrauen, Qualifikationsverlust. 
Schaubild 8 zeigt die Beveridge-Kurven für die Bundesre-
publik (alt) und Schweden: Der Kurvenverlauf in Schwe-
den entspricht in etwa dem „Effizienzpfad“; jedenfalls ist 
weder eine signifikante Verschiebung der Kurve nach 
rechts oben (Mismatchpfad) noch ein deutlicher Hystere-
siseffekt zu erkennen; in der Bundesrepublik sind jedoch 
sowohl in der zweiten Hälfte der 70er als auch in der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre Hysteresiseffekte erkennbar, 
die zu einer leichten Bewegung der Kurve nach rechts oben 
führten. 
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In Tabelle 4 werden für die Arbeitsmarktpolitik der Bun-
desrepublik die Ergebnisse eines Wirksamkeitstests vorge-
stellt, die nach einem von Bourdet und Persson (1990) für 
Frankreich und Schweden entwickelten Verfahren berech-
net wurden: 
-  Gleichung l testet die Elastizität der Arbeitslosigkeit auf 
Veränderungen der offenen Stellen mit und ohne Verzöge-
rung, sowie die Reaktion der Arbeitslosigkeit im Trendver-
lauf. Wie zu erwarten war, sinkt die Arbeitslosigkeit signi-
fikant mit steigenden Offene-Stellen-Zahlen (bzw. umge-
kehrt), und zwar stärker mit dem unverzögerten als mit 
dem verzögerten Indikator für Veränderungen der Nach-
frage. Im Vergleich zu Frankreich ist die Elastizität höher, 
im Vergleich zu Schweden jedoch geringer (vgl. Bourdet 
und Persson 1990, Tab. 3 S. 25). 
-  Erwartungsgemäß sind auch die Ergebnisse bei Aufglie-
derung der abhängigen Variablen „Arbeitslose“ in Kurz-
zeit-   und   Langzeitarbeitslose:   Kurzzeitarbeitslose   sind 
signifikant mit dem richtigen Vorzeichen nur mit dem 
unverzögerten  Nachfrageindikator  verbunden,   während 
Langzeitarbeitslose stärker auf den verzögerten Indikator 
reagieren; diese Ergebnisse entsprechen weitgehend den 
von Bourdet und Persson für Frankreich und Schweden 
errechneten Koeffizienten, wobei die Elastizitäten gegen-
über Frankreich wieder etwas größer, gegenüber Schweden 
etwas kleiner ausfallen. 
- Von besonderem Interesse ist die Trendgröße; sie ist in 
allen Gleichungen signifikant positiv, was auf „Hysteresis“, 
d. h. auf einen selbstinduzierten Anstieg der Arbeitslosig-
keit hindeutet. Bemerkenswert ist jedoch sowohl die starke 
Minderung des Koeffizienten als auch die fallende Signifi-
kanz, wenn die sog. „erweiterte Beveridge-Kurve“ ange-
wandt wird, d. h. die Summierung aller Arbeitslosen und 
aller Teilnehmer in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. 
Das bedeutet, daß die aktive Arbeitsmarktpolitik einen 
Beitrag zur Verminderung der Hysteresis geleistet hat, 
aber nicht in der Lage war, diese voll zu kompensieren und 
die Beveridge-Kurve sozusagen auf den „Effizienzpfad“ 
zurückzubiegen. Dies scheint jedoch (in der Beobachtungs-
periode) in Schweden gelungen zu sein; hier weisen die 
Trendgrößen aller Gleichungen keinen signifikanten Effekt 
auf, während in Frankreich – mit Ausnahme der Kurzzeit-
arbeitslosen – alle Trendwerte signifikant und höher als in 
der Bundesrepublik sind. 
Zusammenfassend kann konstatiert werden, daß aktive 
Arbeitsmarktpolitik einen Beitrag zur Vermeidung struk-
tureller Arbeitslosigkeit leisten kann. Bourdet und Persson 
führen den Erfolg Schwedens gegenüber Frankreich vor 
allem auf die zahlreichen Arbeitsförderungsmaßnahmen 
für erwachsene Arbeitslose zurück, während Frankreichs 
aktive Arbeitsmarktpolitik sich fast ausschließlich auf die 
jüngeren Arbeitslosen oder Erwerbstätigen konzentriert. 
Im Vergleich zu diesen beiden Ländern scheint die Bundes-
republik in der (allerdings nicht goldenen) Mitte zu liegen. 
(3) Expansion öffentlicher Humandienstleistungen oder 
Ausgliederung und (garantiertes) Mindesteinkommen? 
Unter den Bedingungen ungleichgewichtigen Wachstums 
der Produktivität in der Industrie und in den (zumindest 
personenbezogenen) Dienstleistungen gibt es drei grundle-
gend verschiedene Lösungsstrategien der Beschäftigungs-
politik: Erstens Verbilligung der Dienstleistungen durch 
starke Lohndifferenzierung, so daß das Wachstum der 
Beschäftigung in den privaten Dienstleistungen den 
Beschäftigungsverlust in der Industrie kompensieren kann; 
dies ist der angelsächsische Weg, den vor allem die USA 
eingeschlagen hat. Zweitens keine starken Lohndifferen-
zierungen, dafür aber Expansion öffentlicher Dienstlei-
stungen, die durch hohe Steuerabschöpfung finanziert wer-
den; das ist der skandinavische Weg, den vor allem Schwe-
den eingeschlagen hat. Drittens keine starke Lohndifferen-
zierung, aber auch keine Expansion öffentlicher Dienstlei-
stungen, dafür Reduzierung des Beschäftigungsniveaus 
und Unterhaltung der aus dem Arbeitsmarkt ausgeglieder-
ten Randbevölkerung durch Transferzahlungen; das ist 
gewissermaßen der kontinentaleuropäische Weg, den vor 
allem die Bundesrepublik und die Niederlande gewählt 
haben (Tabelle 5). 
Diese Variationsvielfalt beschäftigungspolitischer Strate-
gien entspricht in erster Linie den kulturellen Vorlieben 
und unterschiedlichen politischen Institutionen der Län-
der. Daß sie erhebliche Auswirkungen insbesondere für die 
Stellung der Frau im Erwerbsleben haben, geht unmittel-
bar aus Schaubild 3 hervor
11. Eindeutig identifizierbare 
Auswirkungen auf die wirtschaftliche Leistungskraft (bzw. 
Wettbewerbsfähigkeit) der betreffenden Volkswirtschaften 
haben sie jedoch (noch) nicht gezeitigt. Welche dieser    11 Ausführlicher dazu Schmid 1991. 
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beschäftigungspolitischen Strategien dem zukünftigen 
sozialen und wirtschaftlichen Wandel am besten gewachsen 
ist, ist eine der spannendsten Forschungsfragen für die 
nächsten Jahre. Meine spekulative Prognose lautet, daß 
das beschäftigungspolitische Austeritätsmodell
12 Konti-
nentaleuropas dabei keine guten Startbedingungen hat. 
Sowohl aus emanzipatorischen als auch aus wirtschaftli-
chen Gründen werden zukünftig anspruchsvollere Koordi-
nationsleistungen an die Arbeitsmarkt- und Beschäfti-
gungspolitik zu richten sein (so auch Netherlands Scientific 
Council for Government Policy 1990). 
(4) Koordination von Arbeitsmarkt und Strukturpolitik 
Die Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik sind um so 
effektiver, d. h. kostenwirksamer, je früher sie einsetzen. 
Der optimale Zeitpunkt ist noch vor Eintritt in Arbeitslo-
sigkeit. Oder um im medizinischen Bild zu sprechen: Erst 
Prävention, dann Ambulanz; stationäre Behandlung nur 
im Notfall. 
„Präventive“ und „ambulatorische“ Arbeitsmarktpolitik 
sind aber nur dann wirksam, wenn sie mit regionaler Struk- 
turpolitik eng verkoppelt sind. Auch umgekehrt gilt: gute 
Strukturpolitik läßt sich nur in Verbindung mit aktiver 
Arbeitsmarktpolitik betreiben. Deshalb spricht viel für 
eine institutionelle Verzahnung der Wirtschafts- und 
Arbeitsressorts, wie es beispielsweise die Landesregierung 
des Freistaates Sachsen praktiziert. In der Fähigkeit dieser 
Verknüpfung sehe ich z. B. einen gemeinsamen Nenner im 
Erfolg der schweizerischen und schwedischen Beschäfti-
gungspolitik, wenn auch der Mitteleinsatz – bedingt durch 
den völlig unterschiedlichen politisch-institutionellen Kon-
text – verschieden war. Das Prinzip kann jedoch mit einem 
schwedischen Beispiel verdeutlicht werden: 
Als die Werftindustrie in Udevalla und Öresund in die 
Krise geriet, reagierten die regional verantwortlichen Poli-
tiker mit der Gründung von staatlich gestützten Aufbau-
und Auffanggesellschaften. Im ersten Schritt wurden die 
Werften verstaatlich, aber nicht mit dem Ziel, diese unren-
tablen Betriebe weiterzuführen, sondern sie zu schließen. 
Auf dem Gelände der stillgelegten Werften wurden die 
Gebäude, Maschinen und Werkzeuge dazu genutzt, neue 
Beschäftigungsfelder für die Menschen in der Region zu 
schaffen. Die Gründung neuer selbständiger Betriebe, 
auch durch die ehemaligen Beschäftigten der Werften, 
wurde ebenso gefördert, wie die Einrichtung von Entwick-
lungsprojekten. Insbesondere waren aber diese Aufbauge-
sellschaften ein Verbund aller Akteure auf dem Arbeits- 
  12 Sozusagen ein auf die ganze Gesellschaft übertragenes Segmentationsmo-
dell einer hochproduktiven „Kernbelegschaft“ und einer transferfinan-
zierten „Randbelegschaft“. 
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markt, von der Arbeitsverwaltung, den Kommunen bis zu 
den Unternehmen mit dem gemeinsamen Ziel, Arbeitslo-
sigkeit so weit wie möglich zu vermeiden. So ist eine große 
Zahl neugeschaffener Arbeitsplätze dadurch entstanden, 
daß Unternehmen mit Unterstützung der öffentlichen 
Hand eine gezielte Ansiedlungspolitik in der Region 
betrieben haben. 
Unabhängig von der spezifischen Organisationsform lehrt 
dieses Beispiel, daß es auf die dezentrale, also flexibel an 
Ort und Stelle koordinierte Arbeitsmarkt- und Strukturpo-
litik ankommt, deren Investitionskosten und Risiken durch 
öffentliche Mittel zu unterstützen sind. Nach diesem strate-
gischen Prinzip funktionieren auch die schweizerischen 
Sanierungshilfen für wirtschaftlich bedrohte Regionen, ins-
besondere der Juraregionen mit Schwerpunkt Uhrenindu- 
 
13 Vgl. die Zusammenfassung solcher Experimente und Studien in OECD 
1991:215; von der amerikanischen Experimentierfreudigkeit könnten wir 
uns „ein Stück abschneiden“. 
strie, und an diesem Prinzip orientieren sich jetzt auch die 
nun endlich (freilich in vielen Fällen zu spät) im Aufbau 
befindlichen Arbeitsförderungs- und Qualifizierungsgesell-
schaften in den neuen Bundesländern, insbesondere das 
„Aufbauwerk“ und das „Herkules-Team“ im Freistaat 
Sachsen. 
Kennzeichen aktiver vor passiver Arbeitsmarktpolitik ist 
schließlich auch eine beratungsintensive Arbeitsvermitt-
lung, sei sie öffentlich, gemischt oder privat. So zeigt eine 
Reihe internationaler Studien, daß die Dauer der Arbeits-
losigkeit – und damit auch der Lohnersatzleistungen – mit 
zunehmender Intensität der Arbeitsberatung sinkt. In eini-
gen Staaten Nordamerikas z. B., wo soziale Experimente 
gang und gäbe sind, wurde festgestellt, daß intensive 
Betreuung und Beratung der Arbeitslosen sehr kostenwirk-
sam sind: die experimentellen Gruppen hatten eine eindeu-
tig geringere Dauer der Arbeitslosigkeit als die Kontroll-
gruppen.
13 Ein hoher Beschäftigungsgrad in den Funktio-
nen der Arbeitsberatung und -Vermittlung gehört also 
ebenfalls zu den Voraussetzungen erfolgreicher Beschäfti- 
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gungspolitik. Ob diese Tätigkeiten privat, öffentlich oder 
in einer gemischten Form erbracht werden, ist zwar nicht 
unbedeutend, aber zweitrangig. 
Das schwedische Beispiel zeigt aber auch, daß öffentliche 
Arbeitsvermittlung heute nur noch durch konsequente 
Dezentralisierung und flexible Arbeitsorganisation (also 
faktische Öffnung des Vermittlungsmonopols) zu rechtfer-
tigen ist: So ist die zentrale schwedische Arbeitsverwaltung 
in den letzten Jahren konsequent abgebaut worden zugun-
sten einer Expansion der dezentralen Ämter; die Strategie 
der Vermittlung wurde konsequent auf die rasche Beset-
zung offener Stellen umgestellt, und die regionalen Ausbil-
dungszentren (AMU) müssen ihre Kurse nun auf dem 
Markt aquirieren und nach betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten arbeiten (Delander 1991). 
6 Der Staat als innovativer Unternehmer 
Die beste Beschäftigungspolitik ist jedoch – in Analogie 
zum Subsidiaritätsprinzip (Hilfe zur Selbsthilfe) – die Hilfe 
 
14 Nigel Meager vom englischen Institute for Manpower Studies, zur Zeit 
Gastwissenschaftler in der Abteilung Arbeitsmarktpolitik und Beschäfti-
gung am Wissenschaftszentrum Berlin, bereitet dazu eine umfassende 
Studie vor. 
zu selbständiger Beschäftigung und zum Unternehmertum, 
die Hilfe zur Verbesserung der Kompetenz von abhängig 
Beschäftigten oder Arbeitslosen sowie die Bereitstellung 
öffentlicher Infrastruktur zur Unterstützung freiwilliger 
Transaktionen auf dem Arbeitsmarkt. Dafür gibt es aus 
internationaler Perspektive mehrfache Belege. 
(l) Förderung der Selbständigkeit 
Seit Ende der 70er und Beginn der 80er Jahre zeichnet sich 
in den meisten entwickelten Industrieländern eine Trend-
wende zu mehr selbständiger Beschäftigung außerhalb der 
Landwirtschaft ab. Diese Trendwende ist besonders mar-
kant in Finnland, Großbritannien, Italien und Schweden, 
deutlich spürbar aber auch in Belgien, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Irland, und Niederlande (OECD 
1991, S. 51-3)
14. Die gute Nachricht, die sich mit dieser 
Trendwende verknüpfen läßt, ist der überdurchschnittliche 
Anstieg der Frauen in selbständiger Beschäftigung; die 
schlechte Nachricht, aus der wir Lehren ziehen sollten, ist 
umfassender: 
Fast alle Länder bieten zwar den Arbeitslosen mittlerweile 
die Möglichkeit an, ihre Ansprüche auf Arbeitslosengeld 
ganz oder teilweise zur Existenzgründung zu nutzen. Die 
vorliegenden Erfahrungen stimmen aber darin überein, 
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die bloße Subvention des Lebensunterhalts, auf die sich die 
meisten arbeitsmarktpolitischen Programme konzentrie-
ren. Darüber hinaus erweist sich ein Großteil dieser Exi-
stenzgründungen als schlecht geplant, instabil und kaum 
ertragsfähig. Im gesamten Arbeitsmarktbudget nehmen 
diese öffentlichen Hilfen noch einen viel zu geringen Anteil 
ein
15. Darüber hinaus konzentrieren sich die Maßnahmen 
noch zu stark auf die Förderung des Eintrittes anstatt auf 
die Stabilisierung der selbständigen Beschäftigung; damit 
mögen zwar rasche Schaueffekte zu erzielen sein (nämlich 
Reduzierung der Arbeitslosigkeit), aber keine wohlstands-
fördernden Beschäftigungseffekte. Zukünftige Programme 
sollten sich daher stärker auf die Stabilisierung von Exi-
stenzgründungen und auf deren Überführung in kleine 
Unternehmen konzentrieren. 
(2) Förderung kompetenter Humanressourcen 
Was kann zum Thema Kompetenz oder Qualifizierung 
noch „Herausforderndes“ gesagt werden? Daß die Anfor-
derungen an die Qualifikation steigen werden und entspre-
chend höhere Investitionen – privat wie öffentlich – in 
allgemeine Bildung, berufliche Bildung und Weiterbildung 
erforderlich sind, ist heutzutage Gemeingut. Die neuesten 
Berichte der EG-Kommission und der OECD sind dafür 
schlagende Beweise. Großbritannien, das Land der 
Gemeinschaft, in dem das berufliche Bildungsdefizit am 
meisten beklagt wird, hat nach den einschlägigen Statisti-
ken und Analysen auch allen Grund dazu. Aus dem jüng-
sten Beschäftigungsbericht der EG geht z. B. hervor, daß 
der Anteil der 18- bis 24jährigen in Hochschulausbildung in 
den wirtschaftlich stärker entwickelten Ländern der 
Gemeinschaft in den 80er Jahren von 11-13% auf 17-18% 
zugenommen hat – mit zwei Ausnahmen: In Dänemark 
stieg der Anteil von 16 auf 20% und in Großbritannien nur 
von 8 auf 9%. Das gleiche Bild ergibt sich für die 14- bis 
18jährigen, die weiterhin die Schule besuchen: Großbritan-
nien weist nach Portugal das geringste Niveau der EG-
Staaten auf und auch eine der geringsten Wachstumsraten. 
Auch berufliche Erwachsenenbildung wird zunehmend zu 
einem wichtigen Wettbewerbsfaktor. Im Frühjahr 1989 
gaben 6% aller erwachsenen Arbeitskräfte im Alter zwi-
schen 25 und 49 Jahren – das sind etwa 5 Millionen – in der 
Gemeinschaft an, daß sie während der vorausgegangenen 
vier Wochen an einer beruflichen Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahme teilgenommen hatten. Die Bildungsakti-
vitäten waren jedoch nach Ländern sehr unterschiedlich 
und reichten von weniger als 2% in Griechenland und 
Portugal bis zu mehr als 15% in Dänemark und den Nie-
derlanden. Einige Länder, insbesondere Irland und die 
Niederlande, weisen erhebliche Steigerungsraten als Folge 
besonderer beschäftigungspolitischer Aktivitäten auf: So 
hat das „Kooperative Aus- und Weiterbildungsprogramm“ 
in Irland vor allem die Partnerschaft zwischen Unterneh-
men und Universitäten im Visier – eine Kooperationsform, 
die in der Bundesrepublik bestimmt noch unterentwickelt 
ist. In Irland und Frankreich existieren obligatorische 
Umlagefonds für berufliche Weiterbildung, die in Frank-
reich noch durch zahlreiche tariflich vereinbarte sektorale 
Weiterbildungsfonds ergänzt werden. 
Das herausragende Niveau und die hohen Steigerungsraten 
in den Niederlanden sind ebenfalls auf zahlreiche tarifliche 
Weiterbildungsfonds zurückzuführen. Für solche dezentra-
len Fonds könnte der Staat – etwa in Analogie zum Vorru-
hestandsgesetz – finanzielle Anreize anbieten. In viel stär-
kerem Maße als in der Bundesrepublik sind in den Nieder-
landen die Unternehmen dazu übergegangen, Weiterbil-
dung auf dem Markt zu kaufen. Zahlreiche kommerzielle 
Institutionen unterstützen diesen Prozeß, indem sie 
Maklerfunktionen zwischen Weiterbildungsangeboten und 
-nachfrage ausüben. Von staatlicher Seite werden Regio-
nalbüros etabliert, um Koordinationsfunktionen zu über-
nehmen. 
Es scheint auch so, daß sich Investitionen in kontinuierli-
che berufliche Weiterbildung langfristig in Mark und Pfen-
nig auszahlen. Zu diesem Schluß kommt jedenfalls der 
Beschäftigungsbericht der Gemeinschaft (EG 1991). Im 
allgemeinen sind berufliche Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen für Erwachsene in denjenigen Mitgliedstaaten, wo 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit über dem Durch-
schnitt liegt, verbreiteter als in Ländern mit einer geringe-
ren Leistungskraft. Dies deutet auf einen „Tugendkreis“ 
(circulus virtuosus) einerseits, und auf einen „Teufelskreis“ 
(circulus vitiosus) andererseits: Im ersten Fall führen 
umfassende Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen von 
hoher Qualität zu Prozeß- und Produktinnovationen und 
damit zu höherer Rentabilität der Produktion, die ihrer-
seits wieder höhere Investitionen in „Humanressourcen“ 
erlaubt, welche die Wettbewerbsfähigkeit weiter steigern; 
im Teufelskreis verhält es sich analog umgekehrt. 
Es wäre nun zu billig, nur um der Provokation willen das 
Gegenteil zu behaupten, obwohl sich für die alte Polarisie-
rungsthese – Höherqualifizierung und Dequalifizierung 
halten sich die Waage – durchaus Belege finden ließen. 
Wichtiger erscheint mir, auf eine andere Beobachtung 
hinzuweisen. In den meisten Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft haben die Schwierigkeiten der Betriebe, 
qualifizierte Arbeitskräfte einzustellen, seit 1982 zugenom-
men. Von solchen Schwierigkeiten berichten vor allem 
Kleinbetriebe. Dies kann nur zum Teil auf höhere Kapazi-
tätsauslastung und Verbesserung der Arbeitsmarktlage 
zurückgeführt werden. Spezielle Untersuchungen zeigen, 
daß es – abgesehen von einigen technisch-wissenschaftli-
chen Spezialqualifikationen – weniger fehlende Qualifika-
tionen als gestiegene Anforderungen an Löhne und 
Arbeitsbedingungen sind, die zu solchen Schwierigkeiten 
führen. Bei gleichen Qualifikationsanforderungen können 
die Kleinbetriebe offensichtlich nicht mit den Großbetrie-
ben hinsichtlich Entlohnung und Arbeitsbedingungen kon-
kurrieren. 
Was ist für die Beschäftigungspolitik daraus zu schließen? 
Eine stärkere Differenzierung der Löhne und Arbeitsbe-
dingungen? Das ist zwar eine naheliegende Lösung, löst 
aber nicht langfristig das Problem. Im Gegenteil. Die 
Zulassung größerer Differenzen zwischenbetrieblicher 
Löhne und Arbeitsbedingungen würde genau den oben 
beschriebenen Teufelskreis in Bewegung setzen: Die 
Kleinbetriebe würden auf Preiswettbewerb statt Qualitäts-
wettbewerb setzen und noch weniger in Humanressourcen 
investieren; auch für die Arbeitskräfte würde der Anreiz 
zur Bildung und kontinuierlichen Weiterqualifizierung sin-
ken. Die Folge wäre eine Verringerung des durchschnittli-
chen Qualifikationsniveaus, ein zwischenbetrieblicher rui-
nöser Wettbewerb um qualifizierte Arbeitskräfte, ein ver-
stärkter Druck auf weitere Lohnkostensenkung und -diffe- 
  15 Die Spanne betrug im Jahr 1988 6,8% in Spanien. 0,3%  in Belgien; 
0,35% in der BRD (Quelle: Berechnungen nach OECD 1990).
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ringerung der Investitionen in Humanressourcen. Aus der 
Diagnose ist daher vielmehr die Therapie zu schließen, die 
Kompetenz der Betriebe zur Verbesserung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen zu erhöhen. Zwei Wege stehen dazu 
prinzipiell offen: Verstärkung der öffentlichen Investitio-
nen in das öffentliche Gut „berufliche Bildung und Weiter-
bildung“ oder gezielte Infrastrukturhilfen insbesondere für 
Kleinbetriebe, beispielsweise Bereitstellung oder Unter-
stützung personeller und materieller Aus- und Weiterbil-
dungskapazitäten. 
(3) Verbesserung des Politikmanagements 
Der Erfolg aktiver Strukturpolitik hängt schließlich sowohl 
vom effektiven Management der Politik als auch von der 
Beteiligung der Akteure selbst ab. Dafür müssen die ent-
sprechenden materiellen und informationeilen Infrastruk-
turen geschaffen werden. Angenommen, unsere Politiker 
haben das Problem richtig erfaßt und sich beispielsweise zu 
befristeten Subventionen der Löhne für die Integration von 
Langzeitarbeitslosen entschlossen. Nun ist das Geld da und 
soll an die bedürftigen Leute, an die richtigen Betriebe und 
an die problemgeschüttelten Kommunen und Regionen 
gebracht werden; und das Geld soll effektiv ausgegeben 
werden, d. h. es sollen Mißbrauch, Verdrängung, Mit-
nahme- oder Substitutionseffekte vermieden werden. Der 
Erfolg ist mit dem wohlmeinenden Beschluß unserer Parla-
mentarier also noch längst nicht gesichert. In zahlreichen 
Analysen haben wir z. B. festgestellt, daß die Effektivität 
solcher ausgabenintensiver Programme etwa zur Hälfte 
vom Engagement unternehmerischer Persönlichkeiten und 
von intelligenten Organisationsleistungen durch die 
Arbeitsämter und Kommunen abhängt, während die 
andere Hälfte durch objektive Rahmenbedingungen 
erklärt wird, deren Veränderung kurzfristig nicht möglich 
ist (Schmid 1987). Die Umsetzung beschäftigungspoliti-
scher Instrumente muß gelernt sein, und Lernen setzt 
Engagement, Zeit und Ressourcen voraus – und an allen 
drei Bedingungen hapert es sehr oft. Das Fehlen dieser 
Bedingungen erleben wir z. B. schmerzlich in den ostdeut-
schen Bundesländern. 
Finanzielle Anreize sind ein beliebtes Instrumentarium der 
Politiker, denn Geld hat ja eine so hohe symbolische 
Wirkung. In ideologischer Verbrämung heißt es dann: 
Beschäftigungspolitik muß – wenn wir sie schon brauchen -
marktgerecht sein. Aber was heißt „marktgerecht“? In der 
hitzigen ordnungspolitischen Diskussion wird oft vernach-
lässigt, daß das Charakteristikum funktionsfähiger Märkte 
eben nicht nur Preiswettbewerb ist, sondern auch soziale 
Anerkennung und Fairness, und schließlich auch Spiel-
raum für Kreativität und Selbstentfaltung, d. h. Rahmen-
bedingungen, um den spielerischen Trieb und den homo 
faber auch im wirtschaftlichen Bereich zur Geltung zu 
bringen. Man darf sich daher nicht wundern, wenn die 
arbeitswilligen Menschen die gleichsam beschäftigungspoli-
tische Pillenmedizin nicht schlucken oder trotz Behandlung 
nicht die gewünschte Reaktion zeigen oder sogar süchtig 
werden. So haben neoklassische Ökonomen insbesondere 
in Amerika immer wieder behauptet, die Arbeitslosen 
würden ihre Suche nach Arbeit beschleunigen und intensi-
vieren, wenn sie mit Zuckerbrot und Peitsche behandelt 
werden. Die Peitsche hieße: möglichst wenig Arbeitslosen-
geld; das Zuckerbrot: eine Prämie für möglichst rasche 
Wiederaufnahme des Jobs. Die meisten ernsthaften Unter-
suchungen, darunter aufwendige und ausgeklügelte ökono- 
metrische Studien, weisen jedoch nach, daß weder Zucker-
brot noch Peitsche effektiv sind (Solow 1990, S. 10-12). 
7 Die Koordination sozialer und ökonomischer Effizienz 
Ich fasse zusammen: Eine „offene Gesellschaft“ zeichnet 
sich nach innen durch eine Pluralität der Lebensstile aus, 
nach außen durch hohe Anpassungsfähigkeit an wirtschaft-
lichen und technischen Wandel. Die Beschäftigungspolitik 
muß somit Flexibilitäten verarbeiten, die sowohl in ihren 
Zielsetzungen als auch in ihren Voraussetzungen sehr 
schwer zu vereinbaren sind. Von den gesellschaftlichen 
Institutionen, also den Spielregeln des Zusammenlebens, 
werden damit äußerst hohe Koordinationsleistungen gefor-
dert. 
Der Blick auf die internationale Szene hat gezeigt, daß 
scheinbar viele Wege zum Erfolg zu führen. Die Öffnung 
der Grenzen in Europa zwingt uns jedoch zu einer ver-
schärften Aufmerksamkeit gegenüber den Konsequenzen 
eingeschlagener Wege und zu einer bewußteren Wahl der 
zu verfolgenden Strategie. Sollen wir die skandinavische 
Strategie einschlagen, d. h. die Maximierung der Beschäf-
tigungsmöglichkeiten insbesondere auch für Frauen und im 
öffentlichen Dienst? Oder sollen wir die amerikanisch-
angelsächsische Strategie einschlagen, d. h. die Maximie-
rung marktförmiger Beschäftigungsmöglichkeiten insbe-
sondere in niedrig bezahlten privaten Dienstleistungen? 
Oder sollen wir die kontinentaleuropäische Strategie wei-
terverfolgen, d. h. höchstmögliche Produktivität im priva-
ten Sektor, Austerität im öffentlichen Beschäftigungsbe-
reich und weitere Ausdehnung sozialer Transferleistungen 
für diejenigen, die draußen vor dem Arbeitsmarkt stehen? 
Zu solchen Fragen hat die Wissenschaft offensichtlich 
keine Antworten; sie müssen normativ und politisch ent-
schieden werden. Wie in der vorausgehenden Analyse geht 
daher die folgende Synthese von einem Werturteil aus, 
d.h. von dem Ziel der flexiblen Koordination sozialer und 
ökonomischer Effizienz. Maßstab erfolgreicher Beschäfti-
gungspolitik können daher nicht nur hohes Wachstum, 
niedrige Arbeitslosigkeit und Geldwertstabilität sein. So 
wichtig diese Ziele sind, sie müssen – abgesehen von den 
klassisch liberalen Prinzipien von Recht und Freiheit -
unter den modernen zivilisierten Randbedingungen part-
nerschaftlicher Familienstrukturen und partizipativer 
Arbeitsorganisation erfüllt werden. Denn diese Randbe-
dingungen werden bei Erfüllung vieler Grundbedürfnisse 
zunehmend Voraussetzung für individuelle Selbstentfal-
tung, Eigenverantwortung, Kreativität, Anerkennung von 
anderen und Stolz. 
Glücklicherweise scheint es Wege zu geben, in denen die 
Erfüllung dieser „Randbedingungen“ auch zur Vorausset-
zung der Verwirklichung der ökonomischen Basisziele 
wird. Die internationalen Erfahrungen ermutigen zu dieser 
Sichtweise. Sie zeigen, daß sich eine entsprechende 
Beschäftigungspolitik in erster Linie durch Vermeidung 
anstatt durch Bekämpfung von Arbeitslosigkeit auszeich-
net. Eine solche präventive Strategie setzt flexible Koordi-
nation im Zusammenspiel der zentralen beschäftigungspo-
litischen Institutionen voraus. 
Wichtige Komponenten einer solchen Politik sind: mode-
rate, aber keineswegs bescheidene Löhne sowie leistungs-
orientierte, aber dennoch sozial ausgewogene Löhne, um 
Anreize zur langfristigen Kooperation zu geben; Schutz vor 
willkürlicher zeitlicher und sachlicher Behandlung von 
Arbeitsverträgen; generöse und sachgerechte, aber keine 
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Arbeitslosigkeit; vorrangige Förderung der Arbeit anstelle 
der Finanzierung von Arbeitslosigkeit, aber keine Schaf-
fung eines dauerhaften „zweiten“ Arbeitsmarktes; massive 
öffentliche Investitionen in menschliche Kompetenzen und 
Infrastruktur, aber keine dauerhaften Erhaltungssubven-
tionen. 
Flexible Koordination schafft so gleichsam eine „innere“ 
anstelle einer „äußeren“ Elastizität des Beschäftigungssy-
stems. In einem solchen Modell entsprechen die Arbeitsbe-
dingungen eher den hohen Qualitätsforderungen (z. B. 
Vollbeschäftigung, hohes Qualifikationsniveau und Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf), zu denen sich eine 
zivilisierte Gesellschaft gemeinsam bekennt, als daß sich 
die Menschen mit normativen Minima oder dem gerade 
realisierten Durchschnitt begnügen. In einem solchen 
Modell passen sich sowohl die Arbeitsplätze als auch die 
Arbeitsleistungen eher den hohen Erwartungslöhnen an, 
als daß die Löhne schlicht den gerade erreichten ökonomi-
schen Produktivitätsstandard reflektieren oder gar noch 
einen ruinösen Wettbewerb durch Niedriglohnpolitik pro-
vozieren. In einem solchen Modell werden die kurzfristig 
erreichbaren Gewinne nicht vollends ausgenutzt zugunsten 
der Entwicklung und Erhaltung gemeinsam nutzbarer Res-
sourcen; in einem solchen Modell sorgen soziale Infra-
strukturen für Einkommenssicherheit bei unvermeidbaren 
Risiken, für den solidarischen Ausgleich ungleicher Lei-
stungsfähigkeit, für die ständige Verbesserung der Kompe-
tenzen sowie für die Übernahme riskanter unternehmeri-
scher Verantwortung bei Innovationen. In diesem Sinne 
optimiert flexible Koordination sowohl soziale als auch 
ökonomische Effizienz. 
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